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Coronavirus stellt keinen offensichtlich rechtswidrigen
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Mehrere Dutzend Künstler und Vertreter der Unterhaltungs- und Filmbranche
sowie von Theatern haben beim Conseil d’Etat (Staatsrat) ein Eilverfahren
angestrengt, um die Aussetzung der von der Regierung aufgrund der Corona-
Pandemie am 29. Oktober 2020 angeordneten Schließung der Veranstaltungssäle
zu erwirken. Am 10. Dezember 2020 hatte der Premierminister angekündigt,
besagte Einrichtungen sowie sämtliche Museen müssten nach dem – zu diesem
Zeitpunkt für den 15. Dezember 2020 angesetzten – Ende der Ausgangssperre
mindestens drei weitere Wochen geschlossen bleiben.

In einem ersten Schritt weist der Richter im Verfahren des vorläufigen
Rechtsschutzes darauf hin, dass die Schließung von Kinos, Theatern und
Veranstaltungssälen, wie von den Klägern zur Begründung ihrer Klage ausgeführt,
einen schwerwiegenden Verstoß gegen grundlegende Freiheiten, u. a. gegen die
freie Meinungsäußerung, die Freiheit des künstlerischen Schaffens, den freien
Zugang zu kulturellen Werken, die Unternehmens- und Gewerbefreiheit oder das
Recht auf freie Berufsausübung darstelle. Die bloße Tatsache, dass ein Teil der
Vorführungen der Öffentlichkeit über andere Medien oder in dematerialisierter
Form zugänglich blieben, ändere nichts daran, dass es sich um einen Verstoß
handele.

Im vorliegenden Fall rechtfertige die Regierung die fortdauernde Schließung der
Einrichtungen damit, dass es sich um räumlich abgeschlossene Örtlichkeiten mit
hoher Belegungsdichte handele, woraus sich ein ihrer Meinung nach erhebliches
Ansteckungsrisiko ergebe. Die Betreiber der betroffenen Einrichtungen hätten
jedoch zwischen Mai und Oktober 2020 besonders strenge Hygienemaßnahmen
und -konzepte erarbeitet und umgesetzt, so dass die Ansteckungsgefahr
zumindest für einige Einrichtungen habe verringert werden können, so der
Richter. So habe auch der die französische Regierung beratende Conseil
scientifique COVID-19 (Wissenschaftlicher COVID-19-Rat) in einer Mitteilung vom
26. Oktober 2020 festgestellt, das Risiko einer Übertragung des Coronavirus in
Einrichtungen, in denen Live-Shows stattfinden, sei ebenso wie in Kinos geringer
als bei anderen Veranstaltungen, im Rahmen derer die Öffentlichkeit in
geschlossenen Räumen zusammenkomme, vorausgesetzt, entsprechende
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Hygienekonzepte würden konsequent eingeführt und angewendet.

Vor diesem Hintergrund und in Ermangelung jeglicher Aussicht auf eine
Ausrottung des Coronavirus in naher Zukunft stellt das Gericht fest, es sei
offensichtlich rechtswidrig, ein allgemeines und absolutes Verbot der Öffnung von
Kinos, Theatern und Veranstaltungssälen für die Öffentlichkeit aufrechtzuerhalten,
wenn dieses Verbot allein mit einer weiterhin bestehenden Ansteckungsgefahr der
Zuschauer mit dem Virus begründet werde. Die Aufrechterhaltung eines solchen
Verbots im gesamten Land oder in einem Teil des Landes sei daher nur dann
notwendig und angemessen bzw. stehe nur dann in einem angemessenen
Verhältnis zu dem mit ihr verfolgten Ziel des Schutzes der öffentlichen
Gesundheit, wenn sich das Virus in der Bevölkerung so stark ausbreite, dass
insbesondere in den Krankenhäusern die kurzfristige gesundheitliche Versorgung
von mit Corona infizierten Personen, aber auch von Patienten mit anderen
Krankheiten gefährdet sei, so das Gericht.

Die am Tag der Anhörung (22. Dezember 2020) vorliegenden Corona-Daten
zeigten jedoch „eine Verschlechterung“ der Situation und „könnten sich Anfang
Januar als noch besorgniserregender erweisen“. Erschwerend komme die neue,
noch ansteckendere Variante des Virus hinzu. Unter diesen Umständen und
angesichts der Tatsache, dass sich die Situation jederzeit ändern könne, folglich
die Gefahr einer zunehmenden Inzidenz bestehe und eine Entscheidung über die
Wiedereröffnung von Theatern im Allgemeinen eine vorherige Wiederanlaufphase
von mindestens zwei Wochen erfordere, urteilt der Richter, die Entscheidung des
Premierministers zum Zeitpunkt des Erlasses der Anordnung stelle keinen
offensichtlich rechtswidrigen Eingriff in die von den Klägern geltend gemachten
Grundfreiheiten dar.

Die Fédération nationale des cinémas français  (französische Kinovereinigung)
hatte angekündigt, sie werde „äußerst wachsam sein und sicherstellen, dass die
Kinos wieder öffnen, sobald die vom Staatsrat festgelegten Bedingungen erfüllt
sind“... Zwar waren für den 20. Januar 2021 Lockerungen anvisiert, doch
angesichts der aktuellen Entwicklung der Pandemie sieht sich das
Kulturministerium außerstande, konkrete Termine für die Wiedereröffnung der
Kinos, Museen und Theater zu nennen. Die Ministerin versprach, die
„wirtschaftliche und finanzielle Unterstützung“ der betroffenen Einrichtungen, die
seit dem 30. Oktober 2020 ohne Einkommen sind, „so lange fortzusetzen, bis die
Corona-Krise überstanden ist“.

 

Conseil d’État (ord. réf.), 23 décembre 2020, n° 447698 et suiv.,
Fédération nationale des cinémas français et autres

https://www.conseil-etat.fr/Media/actualites/documents/2020/12-decembre/447698-
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https://www.conseil-etat.fr/Media/actualites/documents/2020/12-decembre/447698-et-suivants-salles-de-spectacles.pdf


et-suivants-salles-de-spectacles.pdf

Staatsrat (Eilverfahren), 23. Dezember 2020, Nr. 447698 ff. Fédération nationale
des cinémas français u. a.
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